
P
re

ss
e

 
 

 
 

 

Nr.   
 

Pressestelle 
Planckstraße 2, 30169 Hannover 

 
 
Tel.: (0511) 120-6946 
Fax: (0511) 120-6833 

 
 
www.stk.niedersachsen.de 
E-Mail: pressestelle@stk.niedersachsen.de 

-1- 

Shutdown wird verlängert und ergänzt - Ausbreitung der Mutationen soll verhindert 

werden 

  

Trotz der jetzt schon viele Wochen lang andauernden Einschränkungen sind die 

Infektionszahlen und die Zahl der täglich an und mit dem Virus sterbenden Menschen immer 

noch zu hoch. Hinzu kommt, dass die sich aus Großbritannien und Südafrika verbreitenden 

Virusmutationen zwischen 30 und 70 Prozent infektiöser sind als das bisherige Sars-CoV-2-

Virus. Diese Virusmutationen sind auch in Deutschland angekommen, wobei der Umfang 

derzeit unklar ist. 

 

„Wir brauchen sehr rasch belastbare Informationen über den Ausbreitungsgrad der 

Virusmutationen in Deutschland. Dafür wurden jetzt die Weichen gestellt“, so 

Ministerpräsident Stephan Weil. „Die Virusmutationen müssen auch in Deutschland schnell 

erkannt werden. Das muss die Grundlage für das weitere Vorgehen sein.“ Der Bund wird bis 

Anfang Februar eine erste Auswertung der bis dahin vorliegenden Ergebnisse vorlegen.  

 

Stephan Weil: „Die getroffenen Maßnahmen, aber vor allem die Umsicht und der 

verantwortungsvolle Umgang der Menschen in Niedersachsen haben dazu geführt, dass der 

befürchtete weitere Anstieg der Infizierten bei uns gestoppt werden konnte und die 

Fallzahlen gesunken sind. Aber wir müssen jetzt weiter konsequent sein, um diese mühevoll 

erreichten Erfolge, nicht zu gefährden. Wir sind uns unter den Ländern und mit dem Bund 

einig, dass die bislang in Deutschland gegen die Pandemie getroffenen Maßnahmen 

verlängert und ergänzt werden müssen. Die aktuell zumindest in Niedersachsen noch 

vergleichsweise gute Ausgangslage muss jetzt genutzt werden, um die Fallzahlen weiter zu 

senken und eine mutationsbedingte starke Ausbreitung des Virus zu verhindern. Es gibt eine 

realistische Chance, die Virusinfektionen im Februar deutlich zu reduzieren. Das wird jedoch 

nur gelingen, wenn im Privat- wie im Arbeitsleben noch konsequenter nicht notwendige 

direkte Kontakte reduziert, überall Abstände eingehalten und Masken getragen werden.“  
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Stephan Weil bedankt sich erneut dafür, dass sich so viele Menschen jetzt schon über 

Wochen an die recht harten Corona Schutzmaßnahmen halten: „Herzlichen Dank für’s 

Durchhalten und für die damit geübte Solidarität! Es ist uns bewusst, dass wir den 

Niedersächsinnen und Niedersachsen sehr viel zumuten, auch und gerade den Kindern und 

Jugendlichen.“  

 

Die Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder und des Bundes haben sich 

darauf geeinigt, mehr Infektionsschutz insbesondere über die stärkere Nutzung von 

medizinischer Masken (OP-Masken oder FFP2-Masken), über mehr Homeoffice, mehr 

Abstand im ÖPNV und mehr Testen in Alten- und Pflegeheimen sicherzustellen.   

 

„Ich begrüße es, dass jetzt einheitliche Regelungen auf Bundesebene dafür sorgen sollen, 

dass Homeoffice überall dort, wo es irgend möglich ist, zum Regelfall bei der 

Berufsausübung wird. Wo die Präsenz im Unternehmen oder in Institutionen unverzichtbar 

ist, muss die Belegung von Räumen reduziert werden, um ausreichende Abstände 

sicherzustellen. Wo das nicht möglich ist, müssen Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber 

zumindest OP-Masken zur Verfügung stellen.“  

 

Stephan Weil bittet die Verantwortlichen in den niedersächsischen Unternehmen und 

anderen Institutionen, für diejenigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die nicht im 

Homeoffice arbeiten können, die Arbeits- bzw. Dienstzeiten noch stärker als bislang zu 

flexibilisieren. „Wir werden das auch in der Landesverwaltung tun. Es muss uns gemeinsam 

gelingen, die mit vollen Bussen und Bahnen verbundenen Infektionsgefahren drastisch zu 

reduzieren. Wo es möglich ist, sollen zusätzliche Verkehrsmittel eingesetzt werden.“ 

 

Im gesamten ÖPNV und im Einzelhandel sowie überall dort im öffentlichen Raum und in 

Gebäuden, in denen Menschen aus unterschiedlichen Haushalten enger und länger 

zusammenkommen, sollen zudem durchgehend medizinische Masken (OP-Masken oder 

FFP2-/KN95-Masken) getragen werden. 

 

Für das Personal in Alten- und Pflegeeinrichtungen wird beim Kontakt mit Bewohnerinnen 

und Bewohnern eine FFP2-Maskenpflicht vorgeschrieben. Außerdem sind bereits in der 

jetzigen niedersächsischen Verordnung verpflichtende Testungen für alle Bediensteten 

mehrmals pro Woche angeordnet. Auch Angehörige und Freunde der Bewohnerinnen und 
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Bewohner müssen schon jetzt ab einer 7-Tages-Inzidenz von mehr als 50 Neuinfektionen bei 

jedem Besuch einen negativen Schnelltest durchführen lassen.  

  

Zur Situation in den Schulen und Kitas haben Bund und Länder eine restriktivere 

Handhabung der bisherigen Beschlüsse vereinbart. In Niedersachsen sind die Kitas bereits 

geschlossen und es wird eine Notbetreuung angeboten. Die weiterführenden Schulen 

befinden sich mit Ausnahme der Abschlussklassen bereits durchgängig im Homeschooling. 

Insoweit wird es keiner Änderung bedürfen. Was die Situation in den Grundschulen 

anbelangt, sind Änderungen zu erwarten über deren Inhalt die Landesregierung im Laufe 

des Tages entscheiden wird.  

 

Weil abschließend: „Es geht in den nächsten Wochen darum, eine unkontrollierte 

Ausbreitung insbesondere der B117-Mutation zu verhindern. Wenn es gelingt, die Mutation 

B117 in Deutschland gering zu halten, haben wir die Chance, in den nächsten Wochen die 

Inzidenzwerte deutlich zu senken.  

 

Gelingt es mit einigen zusätzlichen Maßnahmen unter einen Inzidenzwert von 50 Infektionen 

pro Hunderttausend Einwohner und Woche zu kommen, können vorsichtig und schrittweise 

einzelne Bereiche wieder gelockert werden. Je konsequenter sich die Menschen in 

Deutschland an die Corona-Maßnahmen halten, desto eher können wir alle auch wieder 

freier leben.“ 


